


schussproduktion zu billigen Preisen nach Sambia gelangt. Wenn 
im Rahmen der EPAs die Märkte weiter geöffnet werden und die 
Zölle abgeschafft werden müssen, ist die Existenz der Milchbe­
triebe extrem gefährdet. Selbst die Einstufung als sensibles Pro­
dukt reicht nicht, da trotz Billigimporten die Zölle nicht ange­
hoben werden dürfen. „Wir werden dann unsere Kooperative 
schließen müssen. Beschäftigung, Einkommen und Ernährungssi­
cherung gehen zurück, und wir werden wieder arm sein“, so John 
Mwemba, Vorsitzender der Magoye Kleinbauernkooperative in 
Sambia.

Milch ist erst seit wenigen Jahren eine Einkommensquelle in Sam­
bia. Eigentlich werden Kühe dort ihres Fleisches wegen gezüch­
tet, und Milch gab es bisher fast nur für die Kälber. Auch dank 
europäischer und US-amerikanischer Entwicklungshilfe konnten 
in Sambia kürzlich 300 Landwirte eine Kooperative gründen, die 
nun Milch an den südafrikanischen, früher italienischen Konzern 
Parmalat liefert. Dieser garantiert die regelmäßige Abnahme der 
Milch, verbietet der Kooperative im Gegenzug aber die Produk­
tion von Käse und Butter. „Mit Kühen gelingt es dennoch, jeden 
Monat Geld für Essen, Schule und Medizin zu erwirtschaften. 
Eine Maisernte hingegen lässt sich nur einmal im Jahr verkaufen“, 
so Mr. Mwemba.

n Tomaten in Ghana 
Seit Jahren stehen ghanaische Tomatenbauern in einem unfai­
ren Wettbewerb mit hoch subventionierter Tomatenpaste aus 
der EU. Ein höherer Schutzzoll gegenüber diesen Importen wäre 
dringend nötig. Genau das ist nach dem neuen EPA in Zukunft 
nicht mehr erlaubt. Die importierte Paste verdrängt frische 
Tomaten aus Ghana und behindert die Entwicklung einer eigenen 
Weiterverarbeitung in Ghana. Wurden laut der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) im 
Jahr 1998 noch etwa 3.300 Tonnen eingeführt, so waren es 2004 
bereits 24.740 Tonnen. In nur wenigen Jahren ist der Marktanteil 
heimischer Tomaten von 92 auf 57 Prozent gesunken. 

Hintergrund
Die Europäische Union drängte Ende des Jahres 2007 78 Staaten 
Afrikas, der Karibik und des Pazifiks (AKP-Staaten) dazu, neue 
Handelsabkommen mit ihr abzuschließen. Sie drohte, ansonsten 
ihre Einfuhrzölle für Produkte aus einigen dieser Staaten anzuhe­
ben, was zu empfindlichen Einnahmeeinbußen der AKP-Staaten 
führen würde. Als wichtigster Handelspartner und Geber von 
Entwicklungshilfe für Afrika schaffte es die EU, 35 der 78 Län­
der die Zustimmung zu Freihandelsabkommen abzuringen. Die­
se Abkommen nehmen den AKP-Staaten das Recht, das zu tun, 
was die Industriestaaten jahrzehntelang und bis heute gemacht 
haben – ihre fragilen Märkte und jungen Industrien durch Zölle 
zu schützen. Die Konsequenz: Auf den Märkten Afrikas werden 
vermehrt billige Produkte der europäischen Landwirtschaft zu 
finden sein, mit denen die Kleinbauern nicht konkurrieren kön-
nen. Damit bedrohen die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
(Economic Partnership Agreements, EPA) das Recht auf Nahrung 
und andere grundlegende soziale Menschenrechte auf einem 
Kontinent, auf dem schon jetzt jeder dritte Mensch chronisch 
unterernährt ist.
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n Milchsektor in Sambia
Mit den neuen Handelsabkommen müssen die AKP-Länder nun 
ihre Zölle senken, was ein gravierendes Problem für die ländliche 
Entwicklung dieser Länder darstellt. Europas Konzerne streben 
nach neuen Märkten, und wenn ein „Porsche“ mit einem „Esels­
karren“ konkurriert, wird wahrscheinlich nicht nur die Magoye 
Milchkooperative (siehe Bild) aus Sambia zerstört werden. Das 
kann passieren, wenn z. B. Milchpulver aus europäischer Über­

Negative Aspekte der Interimsabkommen
Die Interimsabkommen weisen folgende für die AKP-Staaten 
negativen Aspekte auf: 

n	 „Standstill”-Klauseln, die die Zölle auf dem heutigen Stand 
einfrieren und somit eine Erhöhung der Zölle verbieten, gel­
ten auch für die meisten sensiblen Produkte. Gerade eine 
Erhöhung von Zöllen ist aber häufig für den Schutz sensibler 
Produkte einer Wirtschaft wichtig.

n	 Zölle für sensible Produkte dürfen nur in geringem Maß bei­
behalten werden. Die afrikanischen Länder forderten, dass 
40 Prozent der Produkte noch mit Zöllen belegt werden dür­
fen, die EU hat 20 Prozent als Höchstgrenze durchgesetzt. 
Umstritten ist außerdem die Zeitspanne, innerhalb derer die 
Liberalisierung vonstatten gehen soll. Eine zu schnelle Libe­
ralisierung, die zudem noch eigentlich schützenswerte Pro­
dukte umfasst, würde den im Aufbau befindlichen Industrien 
erheblich schaden.  

n	 Safeguard-Klauseln, die es erlauben, Zölle zumindest zeitwei­
se wieder anzuheben, wenn heimische Unternehmen durch 
stark steigende Importe gefährdet werden, sind zu schwer 
anwendbar. Es gibt zwar ein umfassendes Regelwerk, der 
bürokratische Aufwand ist aber sehr hoch und hat bis jetzt 
verhindert, dass diese Maßnahme von afrikanischen Län­
dern genutzt wird. Zudem ist der Prozess so langwierig, dass 
eventuell schon Schäden angerichtet wurden, die nicht mehr 
umkehrbar sind.

n	 Überprüfungsmaßnahmen nehmen einen viel zu geringen  
Stellenwert in den Interimsverträgen ein. Dabei wäre es enorm 
wichtig, vor allem unabhängige Parteien bei Wirkungsanaly­
sen zu beteiligen, um auf Mängel der Verträge hinzuweisen. 

Auf dem Weg zu EPAs?
Die Interimsabkommen sollen nur der Anfang sein. Die AKP-
Staaten werden weiter gedrängt, umfassende EPAs zu unter­
zeichnen, die auch ihre Handlungsfähigkeit bei den Regeln zu 
Dienstleistungen und den sogenannten „Singapur-Themen“ 
Investitionen, Wettbewerbsrecht und öffentliche Beschaffung 
einschränken würden. Der gesellschaftliche Widerstand sollte 
jetzt wachsen. Immer mehr Menschen in Subsahara-Afrika set­
zen sich schon lautstark zur Wehr und fordern die Rücknahme 
der bereits unterschriebenen Verträge. Zahlreiche afrikanische 
Staaten kritisieren, dass die EU massiven ökonomischen Druck  
in den Verhandlungen ausübe und die dringend notwendige regi­
onale Integration Subsahara-Afrikas gefährde.

Bereits jetzt kommt ein Großteil der in Afrika verkauften Milch aus Südafrika – 
bald auch aus Europa? Foto: Ulrich Döring

Die Importe von Tomatenpaste – vor allem aus Südeuropa und China – sind in 
den letzten Jahren drastisch angestiegen. Die Verkaufsstände mit Tomaten
dosen schießen auf den lokalen Märkten wie Pilze aus dem Boden.  
Foto: Ulrich Döring

Lokale Märkte bieten eine wichtige Erwerbsmöglichkeit. Seit Jahren beklagen 
die TomatenverkäuferInnen aber eine scharfe Konkurrenz durch importierte 
Tomatenpaste. Foto: Ulrich Döring

Die Milch wird mit dem Fahrrad zur Magoye Kooperative transportiert.
Foto: Ulrich Döring

Die Tomatenproduktion könnte vielen Ghanaern einen Weg aus 
Hunger und Armut und damit zur Wahrnehmung ihres Menschen­
rechts auf Nahrung weisen. Dazu wären mehr staatliche Unter­
stützung für die Produktion und eine eigene Weiterverarbeitung 
sowie mehr Außenschutz vor Billigimporten notwendig. Nach 
dem EPA-Interimsabkommen vom 13. Dezember 2007 ist Ghana 
allerdings dazu verpflichtet, die Zölle für über 80 Prozent der 
europäischen Importe bis zum Jahr 2023 auf Null zu senken, für 
70 Prozent sogar schon bis 2018. Selbst wenn Tomatenpaste als 
„sensibles Produkt“ eingestuft würde, wären die Bauern nicht 
aus dem Schneider. Denn eine so genannte „Standstill“-Klausel 
im Vertrag verbietet Ghana selbst für diese Produkte, den Zoll 
über das derzeitige Niveau hinaus anzuheben. Damit verliert 
Ghana jeglichen handelspolitischen Spielraum, der zum Schutz 
des Rechts auf Nahrung der betroffenen Tomatenbauern not­
wendig ist. 


